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Finanzielle Dürreperiode für freie Schulen hält trotz 12 Millionen im Landeshaushalt an 
 
In dem Entwurf der Landesregierung für ein Haushaltsbegleitgesetz sind zusätzliche Mittel 
in Höhe von 12 Millionen Euro für Schulen in freier Trägerschaft vorgesehen. Dieses auf 
den ersten Blick positive Signal überdeckt die Tatsache, dass die Schulen seit Jahren 
strukturell unterfinanziert sind.  
 
Die jetzt bereitgestellten Mittel sind zweckgebunden für den Ganztagsschulbetrieb, die 
schulische Sozialarbeit und die IT-Administration einzusetzen. Das Land gleicht damit den 
Nachholbedarf aus, der durch Leistungen für die öffentlichen Schulen entstanden ist, die 
das Land aber bei der Berechnung der Finanzhilfe für Schulen in freier Trägerschaft 
unberücksichtigt gelassen hat. Die langjährige Unterfinanzierung und die 
inflationsbedingten Kostensteigerungen für Personal und Energie können damit nicht 
ausgeglichen werden. 
 
Mit dem Gesetz werden damit auch Forderungen umgesetzt, die schon mit der 
vorherigen Landesregierung in einer Absichtserklärung (Letter of Intent) vereinbart 
waren. Der entscheidende Kernpunkt dieser Erklärung, die Einführung einer 
Übergangsformel zur Berechnung der Finanzhilfe, ist aber nach wie vor ungeklärt. Diese 
soll sich so weit wie möglich an den tatsächlichen Kosten für öffentliche Schulen 
orientieren. Nach dem Stand der Verhandlungen zwischen Kultusministerium und den 
Vertretern der freien Schulen soll diese Formel ab 2025 für 3 Jahre eingeführt werden.  
Von der Einführung erwarten die Schulen eine moderate Anpassung der Finanzhilfe, bis 
eine transparente Grundlage für die genauere Ermittlung der tatsächlichen Kosten des 
Landes pro Schüler und Schulform aus dem Landeshaushalt entwickelt ist. Die meisten 
Bundesländer orientieren sich hinsichtlich der Höhe des Finanzhilfeanspruchs an einer 
Größenordnung von 80 % der Kosten eines Schülers der entsprechenden öffentlichen 
Schulen.  
 
In der aktuellen Haushaltsplanung fehlen bisher die finanziellen Spielräume, um mit der 
Übergangslösung einen ersten moderaten Schritt in Richtung des 80 %-Zieles umzusetzen. 
 
Die Schulen in freier Trägerschaft stehen vor großen finanziellen Herausforderungen, 
insbesondere kleinere Schulträger sind wegen der langjährigen strukturellen 
Unterfinanzierung kaum noch in der Lage, die aktuellen Kostensteigerungen zu 
überbrücken, wie das Beispiel Grundschule zeigt. 
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Die Finanzhilfe für eine freie Grundschule in Niedersachsen betrug im Schuljahr 2021/22 
max. 4.222 EUR pro Schüler. Aus den Zahlen des Landes Niedersachsen berechnet das 
Bundesamt für Statistik für den gleichen Zeitraum Kosten von 8.100 EUR pro Schüler, das 
wären bei einem Finanzhilfeanteil von 80 Prozent 6.480 EUR pro Schüler.  
 
Der offene Restbetrag kann aber nicht einfach auf die Elternhäuser umgelegt werden, da 
die Schulen in freier Trägerschaft dem Sonderungsverbot aus Art 7 Abs. 4 Grundgesetz 
unterliegen, d. h. die Höhe des Schulgeldes darf nicht nach den Besitzverhältnissen der 
Eltern sondern. Die Aufnahme von Schülern muss unabhängig vom Einkommen der Eltern 
gewährleistet sein.  
 
Zur Erfüllung dieser Genehmigungsvoraussetzung und dafür, dass freie Schulen allen 
offenstehen, ist eine auskömmliche Finanzhilfe durch das Land unentbehrlich. 
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